
Rechtswidrigkeit (zB fehlende Zuständigkeit der verwarnen-
den Behörde) anfechten kann.80

Dass die Behörde den in der Sache zutreffenden Vortrag des
Fahrzeughalters zurückwies und die 15 EUR nicht zurück-
erstattete, ist hingegen beschämend. Indem sie das manipu-
lierte Verkehrszeichen kurzfristig durch ein amtliches Abso-
lutes Haltverbot austauschte, gab sie zu erkennen, dass sie die
Rechtsauffassung des Fahrzeughalters im Grunde teilte und
eine Klarstellung für alle anderen Verkehrsteilnehmer für
zwingend hielt. Dann hätte es ihr – auch zur Wiederherstel-
lung des Vertrauens des Bürgers in die Rechtsstaatlichkeit –
gut zu Gesicht gestanden, von der ihr zustehenden Möglich-
keit Gebrauch zu machen, die bereits wirksame Verwarnung
wieder zurückzunehmen, obwohl kein zulässiger Anfech-
tungsgrund bestand, und von der Durchführung eines Buß-
geldverfahrens abzusehen (vgl. § 47 I OWiG).81

Sollte es zu ähnlich gelagerten Fällen kommen, ist den Be-
troffenen zu empfehlen, anwaltliche Hilfe zu suchen. Der
Anwalt bzw. die Anwältin wird bestenfalls von der Zahlung
des Verwarnungsgeldes abraten und den Anhörungsbogen
zur Ordnungswidrigkeit sorgfältig ausfüllen oder den Ein-
spruch gegen den Bußgeldbescheid entsprechend begründen.

C. ZUSAMMENFASSUNG

Der Beitrag hat gezeigt, dass das Straßenverkehrszeichen eine
rechtlich schwierige Angelegenheit ist, die sich bis auf ihre
Grundlagen einer allgemein gültigenKlärung deshalb entzieht,
weil die Beurteilung von den konkreten Umständen des Ein-
zelfalles (zB Beschaffenheit des Verkehrszeichens, Straßenver-
kehrssituation, verschriftliche Anordnungen der Behörde) ab-

hängig ist.82 Der Sachverhalt ist deshalb präzise zu erforschen
und in „Tatkomplexe“ zu zerlegen. Die rechtliche Prüfung
sollte kleinschrittig erfolgen. Ausgehend von der Definition
des Verwaltungsaktes iSd § 35 VwVfG bietet sich eine exakte
Abgrenzung zur Bekanntgabe nach den § 41 VwVfG und
§§ 39 I, 45 I, IV StVO an. Die Unterscheidung von Rechts-
widrigkeit,Nichtigkeit undWirksamkeitmuss bekannt sein.

Wenngleich sich pauschale Aussagen verbieten, so dürfte im
Falle eines manipulierten Verkehrszeichens durch eine nicht-
autorisierte Privatperson die Unwirksamkeit des vermeintli-
chen Verwaltungsaktes naheliegen. Dieses Ergebnis lässt sich
über drei Wege begründen: Es liegt mangels wirksamer Be-
kanntgabe entweder ein Nicht-Akt bzw. Scheinverwaltungs-
akt vor, der Verwaltungsakt ist nichtig oder seine Wirksam-
keit entfällt nachträglich, weil sein Regelungsgehalt unkennt-
lich wird. In diesem Sinne lässt sich mit Stefan Muckel zu-
sammenfassen: „Aufgestellte Verkehrsschilder, die durch
Unbefugte nachträglich, ohne Kenntnis der zuständigen Be-
hörde und in Abweichung von den Vorgaben der Straßen-
verkehrsordnung und der dazu erlassenen Verwaltungsvor-
schriften so umgestaltet werden, dass sie nunmehr einen an-
deren Rechtsgehalt zu haben scheinen, etwa die Änderung
eines Eingeschränkten Haltverbots (Zeichen 286 Anlage 2
StVO) in ein scheinbares Absolutes Haltverbot, entfalten
keine Wirksamkeit.“83 Dem ist nichts mehr hinzuzufügen.

80 Krumm NJ 2018, 144 (147).
81 Vgl. Krumm NJ 2018, 144 (147).
82 Vgl. OVG NRW BeckRS 2006, 26205.
83 BeckOKPolR NRW/Muckel, Beck’scher Online-Kommentar Polizei- und Ord-

nungsrecht NRW, 15. Ed. 1.9.2020, PolG NRW § 50 Rn. 8; wortgleich fortgeführt
von BeckOKPolR NRW/Ogorek, 26. Ed. 15.7.2023, PolG NRW § 50 Rn. 8.
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& SACHVERHALT

In der kreisfreien Stadt Bayreuth wurde im Frühjahr 2021 die neue Stadthalle, die „Wag-
nerhalle“, fertiggestellt. Der Stadtrat hat vorab die wirksame „Satzung über die Nutzung der
Wagnerhalle“ erlassen. Dort heißt es unter anderem:

„§ 2: In der Wagnerhalle werden Versammlungen größeren Umfangs durchgeführt, die einem
Unterhaltungszweck oder einem kulturellen oder politischen Zweck (insbesondere Parteitage)
dienen.

§ 5: Die Benutzung wird nur auf Antrag gewährt. Der Antrag ist mindestens einen Monat im
Vorfeld des Durchführungszeitraums zu stellen.“

Nachdem die Corona-Pandemie Präsenzveranstaltungen wieder zugelassen hat, führten be-
reits die Kreisverbände der A-Partei, die dem Wahlkreis 237 angehören (Stadt Bayreuth,
Landkreis Bayreuth und ein Teil des Landkreises Forchheim), die Aufstellungsversammlung

* Der Autor ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Sozialrecht und Dienstrecht von Prof.
Dr. Thomas Spitzlei und Doktorand am Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Praxis des Verfassungsrechts von Prof. Dr. Heinrich
Amadeus Wolff, Richter am BVerfG, an der Universität Bayreuth. Die Klausur wurde – ergänzt um einen knappen Zusatzteil –
im Rahmen des Semesterklausurenkurses im Sommersemester 2023 für Studierende in der Examensvorbereitung gestellt. Der
Lösung liegt das Landesrecht des Freistaats Bayern zugrunde.
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für die Wahl ihres Direktkandidaten der A-Partei zur Bundestagswahl durch. Außerdem
haben erste Kulturveranstaltungen in der Wagnerhalle stattgefunden. Nach wie vor ist bei
allen Veranstaltungen aufgrund des Infektionsgeschehens das Tragen eines Mund-Nasen-
Schutzes in geschlossenen Räumen gesetzlich vorgeschrieben. Verstöße gegen die Masken-
pflicht stellen nach der seinerzeit gültigen Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverord-
nung in Verbindung mit dem Infektionsschutzgesetz eine Ordnungswidrigkeit dar. Im Juli
2021 mietete der das Stadtgebiet Bayreuth umfassende Kreisverband der B-Partei die Wag-
nerhalle an, um ihre Kreismitgliederversammlung durchzuführen, in deren Rahmen der
Kreisvorstand neu gewählt wurde. Nun möchte auch die P-Partei, die innerhalb des bayeri-
schen Landesverbands in Bezirks-, Kreis- und Ortsverbände untergliedert ist, die neue Halle
nutzen, um ihren Wahlkampfauftakt zur Bundestagswahl zu veranstalten. Dazu sollen auch
die beiden Spitzenkandidaten der P-Partei auftreten. Der Ortsverband der P-Partei beantragt
daher durch ihren Vorsitzenden V bei der Stadt Bayreuth die Benutzung der Wagnerhalle am
1.8.2021.

Die Stadt ist über den Antrag verärgert. Die P-Partei ist ihrer Meinung nach eine populisti-
sche Vereinigung mit zahlreichen Rechtsextremisten in ihren Reihen. Nicht umsonst werde
sie in Teilen vom Verfassungsschutz beobachtet. Eine weltoffene Stadt, wie Bayreuth es ist,
möchte Menschen solch einer Gesinnung hier nicht sehen, geschweige denn ihnen noch die
schöne neue Wagnerhalle zur Verfügung stellen. Man befürchte, dass es unter Berücksichti-
gung des erhitzten Nahost-Konflikts im Rahmen der Veranstaltung vermehrt auch zu Äuße-
rungen kommen werde, in denen der israelische Staat zumindest in seiner derzeitigen Gestalt
infrage gestellt werde. Solche Äußerungen überschritten zwar nicht die Schwelle zur Strafbar-
keit, seien aber in jedem Fall unerwünscht. Erst kürzlich habe der Stadtrat daher den formell
ordnungsgemäßen Beschluss gefasst, wonach Veranstaltungen, die antiisraelische Inhalte ver-
folgen oder entsprechende Positionen dulden, von jeglichen kommunalen Räumlichkeiten
ausgeschlossen werden. Die Stadt sorgt sich außerdem darum, dass es zu Gegendemons-
trationen kommen werde, wenn man hochrangige Funktionäre der P-Partei in der Stadt habe.
Dies zeige die Erfahrung der Wahlkämpfe der letzten Jahre in anderen Städten. Im Übrigen
gehe aus der bisherigen Vergabepraxis eindeutig hervor, dass nur politischen Gruppierungen
mit Bezug zur Stadt Bayreuth die Benutzung ermöglicht werde. Bei der beantragten Ver-
anstaltung hingegen würden doch ohnehin fast nur Auswärtige kommen. Die P-Partei sei –
was zutrifft – anders als die A-Partei und die B-Partei auch gar nicht im Stadtrat vertreten.
Zwar wurde ein Vertreter der P-Partei bei der Kommunalwahl 2020 in den Stadtrat gewählt.
Dieser ist jedoch zwischenzeitlich aus der Partei ausgetreten. Im Übrigen lasse auch § 5 I 2
ParteiG eine Ungleichbehandlung zu. Abschließend gehe man seitens der Stadt davon aus,
dass sich die Veranstaltungsteilnehmer nicht an die gesetzlich vorgeschriebene Pflicht zum
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung halten würden, seien doch zahlreiche „Corona-Leug-
ner“ in der P-Partei aktiv.

Mit Schreiben vom 15.6.2021 teilt die Stadt Bayreuth dem V unter Angabe der genannten
Gründe mit, dass der Antrag abgelehnt werde. Das Schreiben, welches eine ordnungsgemäße
Rechtsbehelfsbelehrung enthält, verschickt die Stadt noch am selben Tag per Einwurfein-
schreiben an die Wohnadresse des V, über die der gesamte Briefverkehr des Ortsverbands der
P-Partei läuft. Der Brief wird vom Postboten am 17.6.2021 in den Briefkasten geworfen.
Wegen einer urlaubsbedingten Abwesenheit liest V den Brief jedoch erst am 19.6.2021.

Der V hält die Ablehnung für rechtswidrig. Seine P-Partei sei eine demokratische Partei und
dürfe die Halle genauso nutzen wie ihre Mitbewerber auch. Dass es möglicherweise zu
Ausschreitungen kommen könnte, liege außerhalb ihrer Verantwortung. Was im Rahmen der
Veranstaltung gesagt werde, gehe die Stadt nichts an. Die Veranstaltung passe im Übrigen
auch viel besser in die satzungsmäßige Nutzung der Halle als die kleinen Veranstaltungen der
A-Partei und B-Partei. Schließlich könne es ja wohl kein Ablehnungsgrund sein, dass man
nicht im Stadtrat vertreten ist. Auch politischen Minderheiten müsse ein entsprechender
Zugang gewährt werden. Außerdem weist der V zurück, „Corona-Leugner“ in den eigenen
Reihen zu haben und moniert, die P-Partei werde unter Generalverdacht gestellt. Natürlich
müsse Gesetzesverstößen begegnet werden. Dafür habe man auch einen Sicherheitsdienst
engagiert, der angewiesen wurde, die Beachtung aller Regelungen durchzusetzen. Jedenfalls
seien etwaige Gesetzesverstöße aber kein Anlass, der P-Partei die Benutzung der Halle bereits
vorab zu versagen.

Da der Ortsverband der P-Partei befürchtet, von einem Klageverfahren nichts mehr zu haben,
stellt er nach ordnungsgemäßem Beschluss des Ortsverbandes durch V einen am 28.6.2021
beim Verwaltungsgericht Bayreuth eingehenden Antrag mit dem Ziel, kurzfristig doch noch
die Zulassung für die Nutzung der Wagnerhalle am 1.8.2021 zu erhalten. Nachdem ein
Parteikollege den V darauf hinweist, dass man wohl besser trotzdem noch Klage einlegen
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sollte, reicht V am Montag, dem 19.7.2021 eine formgemäße Klageschrift beim Verwaltungs-
gericht ein.

Aufgabe: Prüfen Sie die Erfolgsaussichten des Antrags im einstweiligen Rechtsschutz! Dabei ist – falls
nötig in einem Hilfsgutachten – auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen einzugehen. Es ist davon aus-
zugehen, dass der Ortsverband der P-Partei ein nichtrechtsfähiger Verein iSv § 54 S. 1 BGB ist. Die zu
erwartenden Äußerungen gegenüber dem Staat Israel sind nicht strafbar. Auf § 11 ParteiG wird
hingewiesen.

& LÖSUNG

Der Antrag im einstweiligen Rechtsschutz wird Erfolg haben, wenn er zulässig und begrün-
det ist.

A. ZULÄSSIGKEIT DES ANTRAGS

Der Antrag im einstweiligen Rechtsschutz ist zulässig, wenn alle Sachentscheidungsvoraus-
setzungen vorliegen.

I. Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs

Mangels aufdrängender Sonderzuweisung richtet sich die Eröffnung des Verwaltungsrechts-
wegs nach der Generalklausel des § 40 I 1 VwGO. Der Verwaltungsrechtsweg ist demnach
eröffnet, wenn eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit nicht-verfassungsrechtlicher Art gegeben
ist und im Übrigen keine abdrängende Sonderzuweisung besteht.

Eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit liegt vor, wenn die streitentscheidenden Normen solche
des öffentlichen Rechts sind. Dies ist nach der modifizierten Subjektstheorie der Fall, wenn
die Norm einen Hoheitsträger als solchen berechtigt oder verpflichtet (vgl. etwa Uerpmann-
Wittzack, Examens-Repetitorium Allgemeines Verwaltungsrecht mit Verwaltungsprozess-
recht, 6. Aufl. 2023, § 1 Rn. 10). Vorliegend geht es um die Zulassung zu einer kommunal
betriebenen Veranstaltungshalle, sodass Art. 21 I BayGO und damit Sonderrecht einschlägig
sein könnte, sofern es sich bei der Wagnerhalle um eine öffentliche Einrichtung iSv Art. 21 I
BayGO handelt. Unter den Begriff fällt jede Einrichtung, die von der Gemeinde im öffent-
lichen Interesse unterhalten und durch einen gemeindlichen Widmungsakt der allgemeinen
Benutzung durch Gemeindeangehörige und ortsansässige Vereinigungen zugänglich gemacht
wird (BayVGH BeckRS 1968, 103741). Die Wagnerhalle stellt einen Bestand nutzbarer
sachlicher Mittel dar, die die Gemeinde – verkörpert durch die Satzung als Widmungsakt –
den Gemeindeangehörigen zur Verfügung stellt und damit ihre Aufgaben – konkret ins-
besondere die Befriedigung des sozialen und kulturellen Wohls der Gemeindeangehörigen –
erfüllt. Weil die Wagnerhalle mithin eine öffentliche Einrichtung darstellt, sind die Art. 21 I
BayGO sowie Art. 21 iVm Art. 3 I GG und § 5 I ParteiG die streitentscheidenden Normen.
Eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit liegt vor.

Hinweis: Auf die Zwei-Stufen-Theorie (vgl. dazu Hebeler/Spitzlei, 60 Probleme aus dem Staats- und
Verwaltungsrecht, 5. Aufl. 2024, S. 305 f.) kommt es in der vorliegenden Fallkonstellation nicht an, weil
die Wagnerhalle nicht in privatrechtlicher Trägerschaft steht.

Die Streitigkeit dürfte ferner keine Verfassungsstreitigkeit darstellen. Dafür müsste es ihr an
der doppelten Verfassungsunmittelbarkeit fehlen, dürften also keine spezifisch verfassungs-
rechtlichen Fragen im Streit stehen und dieser Streit nicht zwischen Verfassungsorganen
geführt werden. Beides ist vorliegend der Fall. Da auch keine abdrängende Sonderzuweisung
einschlägig ist, ist der Verwaltungsrechtsweg nach Maßgabe des § 40 I 1 VwGO eröffnet.

II. Statthafte Antragsart

Fraglich ist, welcher Antrag vorliegend statthaft ist. In Betracht kommt ein Antrag nach
§ 123 I VwGO, sofern kein – gem. § 123 V VwGO vorrangiger – Antrag nach den § 80 V
VwGO statthaft ist. Dafür müsste in der Hauptsache eine Anfechtungsklage (§ 42 I Var. 1
VwGO) statthaft sein. Maßgeblich ist dabei in der Hauptsache wie auch im einstweiligen
Rechtsschutz das Begehren des Antragstellers (§ 88 iVm § 122 I VwGO). Der Ortsverband
der P-Partei möchte erreichen, Zugang zur Wagnerhalle am 1.8.2021 gewährt zu bekommen.
Es geht ihm also nicht um die Aufhebung des Ablehnungsbescheids, sondern um den Erlass
eines Zulassungsbescheids und damit um den Erlass eines begünstigenden Verwaltungsakts
iSv Art. 35 S. 1 BayVwVfG. Übertragen auf den einstweiligen Rechtsschutz bedeutet die
mithin gegebene Statthaftigkeit der Versagungsgegenklage (§ 42 I Var. 2 VwGO) in der
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